
 
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Verbandsgemeinde  
Rhein-Selz 
(öffentlicher Teil) 
 
vom 23.06.2025 
 
in Oppenheim, Ratssaal des Verwaltungsgebäudes, Sant Ambrogio-Ring 33 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 21:21 Uhr 
  

 
Stimmberechtigt: 
 
Anwesend: 
 
Martin Groth Bürgermeister und Vorsitzender   
Maria Harutyunyan Ausschussmitglied 

in Vertretung von Gebhardt, Mario 
  

Joshua Schmitt Ausschussmitglied   
Melanie Schindel Ausschussmitglied   
Hans-Thomas Zimmerer Ausschussmitglied   
Hubert Horn Ausschussmitglied (anwesend ab TOP 1)   
Lena Knappek Ausschussmitglied   
Marianne Eckert Ratsmitglied 

Vertreterin für das ausgeschiedene 
Ratsmitglied Schykowski, Martin 

  

Christina Bitz Ausschussmitglied   
Nils Steinmetz Ausschussmitglied 

in Vertretung von Propp, Carsten 
  

Stephanie Steichele-Guntrum Ausschussmitglied   
Friedhelm Schmitt Ausschussmitglied   
Barbara Krenzer Ausschussmitglied   
Wilhelm Horn Ausschussmitglied   
Raimund Darmstadt Ausschussmitglied   

 
Vertreten: 
 
Mario Gebhardt Ausschussmitglied 

wurde vertreten durch Harutyunyan, Maria 
  

Carsten Propp Ausschussmitglied 
wurde vertreten durch Steinmetz, Nils 
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Nicht stimmberechtigt: 
 
Anwesend: 
 
Gabriele Wagner 1. Beigeordnete   
Stefan Herte 2. Beigeordneter   
Dr. Dieter Thomas Tietze 3. Beigeordneter   
Jutta Hoff 4. Beigeordnete   

 
Für die Verwaltung: 
 
Anwesend: 
 
Peter Klein stellvertretender Fachbereichsleiter 

Bürgerdienste 
  

Christopher Schaad stellvertretender Fachbereichsleiter 
Finanzen 

  

Reinhold Pfuhl Büroleiter und Schriftführung   
 
 
 
Die Mitglieder des Haupt- und Finanzausschusses der Verbandsgemeinde Rhein-Selz sind 
mit der Einladung vom 17.06.2025 auf Montag, 23.06.2025, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der 
Tagesordnung einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich 
bekannt gegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Ausschuss ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
 
Vor Eintritt in die Tagesordnung bittet der Vorsitzende um Zustimmung zur Vertagung der 
Tagesordnungspunkte 5.1 und 5.4. 
 
Zum Thema Katzenschutzverordnung bedarf es noch Ergänzungen im Entwurf. Für die 
Beschlussfassung über die Mehrzweckfahrzeuge sollen noch weitere Informationen eingeholt 
werden. 
 
Der Ausschuss stimmt der Vertagung der Punkte einstimmig mit 14 Ja-Stimmen zu. 
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Statusbericht Neubau Hallenbad 

 
2. Angelegenheiten Zentrale Dienste / Tourismus 

 
2.1 Beratung und Beschlussfassung zur Übernahme des Stadtbusses durch die 

Verbandsgemeinde Rhein-Selz zur Verwendung durch den Bürgerbusverein Rhein-Selz 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0092) 
 

3. Angelegenheiten des Fachbereiches Finanzen 
 

3.1 Sponsorenleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen  
gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0057) 
 

4. Angelegenheiten Bauen und Umwelt 
 

4.1 Bau einer weiteren Grundschule 
Hier: Grundsatzbeschluss 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0055) 
 

4.2 Grundsatzbeschluss zur Beauftragung einer Projektsteuerung für den Neubau  
einer Grundschule 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0066) 
 

4.3 Neubau Feuerwehr Guntersblum, Freigabe der Planung 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0087) 
 

4.4 Klimawandelanpassungskonzept 
Hier: Stellung eines Förderantrages 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0089) 
 

4.5 Sachstandsmitteilung Hochwasser- und Starkregenvorsorgekonzepte 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0074) 
 

4.6 Sachstandsmitteilung Kipki-Maßnahmen 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0075) 
 

5. Angelegenheiten des Fachbereiches Bürgerdienste 
 

5.1 Beratung und Beschlussfassung zum Erlass einer Katzenschutzverordnung 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0045-1) 
-  vertagt  - 
 

5.2 Beschaffung eines Busses für das Kinder- und Jugendbüro 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0058) 
 

5.3 Verkauf von Feuerwehrfahrzeugen 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0084) 
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5.4 Änderung im Fahrzeugbeschaffungskonzept bezüglich Mehrzweckfahrzeugen 

(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0085) 
-  vertagt  - 
 

5.5 Beschaffung von Dienstanzügen 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0094) 
 

5.6 Fusion Feuerwehreinheiten Undenheim, Köngernheim und Friesenheim 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0082) 
 

6. Mitteilungen 
 

7. Anfragen 
 
 

 Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
 

1. Statusbericht Neubau Hallenbad 
  

 

Herrn Beck, Constrata, präsentiert den Sachstandsbericht. 
Der Vorsitzende ergänzt die Ausführungen dahingehend, dass man derzeit bereits an einem 
Betriebskonzept arbeitet. Sobald dieses im ersten Entwurfsstadium vorliegt, erfolgt eine Vor-
stellung. Ferner berichtet der Vorsitzende über die Gründung des Fördervereins.  
Aus der Mitte des Ausschusses wird darauf hingewiesen, dass die Gehwege zu den Glas-
containern bzw. zum Wäldchen verstellt seien. Constrata prüft eine Umsetzung des Bau-
zaunes. 
 
 
 

2. Angelegenheiten Zentrale Dienste / Tourismus 
  

2.1. Beratung und Beschlussfassung zur Übernahme des Stadtbusses durch die 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz zur Verwendung durch den Bürgerbusverein  
Rhein-Selz 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0092) 
 

 

Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Der Stadtbus der Stadt Nierstein soll ab dem 01.01.2026 der Verbandsgemeinde zum Einsatz 
beim Bürgerbusverein überlassen werden. Vereinbart wurde, dass ab dem 01.01.2026 die 
Kosten für Unterhaltung und Betriebsstoffe, soweit nicht in den Leasingkosten enthalten, durch 
die Verbandsgemeinde getragen werden. Der bestehende Leasingvertrag endet im Februar 
2026. Bis dahin trägt die Stadt Nierstein noch die Leasingkosten. Anschließend soll das Fahr-
zeug durch die Verbandsgemeinde abgelöst werden. Die Kosten für die Ablösung des Fahr-
zeuges können erst kurz vor Ende des Leasingvertrages konkret beziffert werden. Ein ent-
sprechend geschätzter Ansatz wird für 2026 im Haushalt vorgesehen. 
 

Der Bürgerbusverein wird in Zukunft seine Dienste auch in Nierstein anbieten. Voraussetzung 
hierfür ist, dass sich geeignete Fahrerinnen und Fahrer zur Verfügung stellen. Sollte es not-
wendig werden, die regelmäßigen Fahrten in Nierstein an anderen Tagen als bisher anzubie-
ten, so wird das den Niersteiner Bürgern rechtzeitig kommunizieren.  
 

Der zukünftige Standort des Busses wird durch den Bürgerbusverein festgelegt. Aktuell ist ein 
Standort in Hahnheim im Gespräch. 
 

Da der Bürgerbusverein in der Regel nicht am Wochenende fährt, können die Fahrzeuge 
grundsätzlich auch von ortsansässigen Vereinen genutzt werden. 
 

Beschlussvorschlag: 
 

Der Haupt- und Finanzausschuss stimmt der Übernahme des Stadtbusses Nierstein zum 
01.01.2026 durch die Verbandsgemeinde zu. Die Mittel sind im Haushalt 2026 entsprechend 
vorzusehen. 
 

Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/11164-071110-35-19 
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Beratung: 
 
Ausschussmitglied Thomas Zimmerer nimmt wegen Befangenheit im Zuhörerraum Platz und 
beteiligt sich nicht an der Beratung und Beschlussfassung. 
 
Der Vorsitzende erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Es wird angefragt, ob der Bus auch vom Jugendbüro genutzt werden könnte. Eine Doppel-
nutzung ist leider nicht möglich. 
 
Die tatsächlichen Kosten für den Erwerb des Busses, sollen nachgereicht werden. 
Ist dies nicht möglich, so sollen ca. Kosten benannt werden. 
Abstimmungsergebnis: 13 Ja-Stimmen, 1 Enthaltung 
 
Herr Thomas Zimmerer nimmt wieder am Sitzungstisch Platz. 
 
 
 
3. Angelegenheiten des Fachbereiches Finanzen 

  
3.1. Sponsorenleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen 

gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0057) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Gemäß § 94 Abs. 3 GemO sind Einwerbungen, Annahme oder Vermittlung von Sponsoring-
leistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen von / an Dritte nur zur Erfül-
lung von freien Selbstverwaltungsaufgaben und Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung nach 
§ 2 Abs. 1 GemO zulässig.  
 
Ausnahmen hiervon sind: 
 

• Aufgaben im Rahmen der Eingriffsverwaltung 

• Bei bösem Anschein für eine Beeinflussung bei der Wahrnehmung  
von Verwaltungsaufgaben. 

 
Bei der Auswahl der Sponsoringpartner ist die Chancengleichheit konkurrierender Sponsoren 
zu wahren. Einwerbung und Entgegennahme von Angeboten einer Zuwendung dürfen nur 
durch den Bürgermeister oder einen Beigeordneten vorgenommen werden. Das Angebot einer 
Zuwendung ist der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. Über die Annahme oder Ver-
mittlung eines Angebotes einer Zuwendung entscheidet der Gemeinderat oder ein zuständiger 
Ausschuss. Dem Gemeinderat bzw. dem zuständigen Ausschuss und der Aufsichtsbehörde 
sind sämtliche für die Entscheidung maßgeblichen Tatsachen offen zu legen. Hierzu gehört 
insbesondere ein anderweitiges Beziehungsverhältnis zwischen der Gemeinde und dem 
Geber. Die für die Entscheidung maßgeblichen Tatsachen sind in geeigneter Weise zu doku-
mentieren und vorzuhalten.  
 
Diese Entscheidung ist nach § 93 Abs. 3 GemO in öffentlicher Sitzung zu behandeln.  
 
Hat ein Zuwendungsgeber aus berechtigtem Interesse um vertrauliche Behandlung seines 
Namens gebeten, kann die Annahme dieser Zuwendung in nichtöffentlicher Sitzung beschlos-
sen werden. Im Zweifel ist aber anzuraten, auf die Annahme einer solchen Spende eher zu 
verzichten.  
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Zuwendungen eines Zuwendungsgebers die im Haushaltsjahr 100,00 € in der Summe nicht 
überschreiten unterliegen nicht den Verfahrensbestimmungen nach § 94 Abs. 3 Satz 4 Halb-
satz 2 und Satz 5 GemO.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Verbandsgemeinderat stimmt der Annahme nachfolgend angebotener Zuwendung zu: 
 

Zuwendungsgeber Höhe der Zuwendungen in € Zuwendungszweck 

Rheinhessen Sparkasse 500 € 
Aktionswoche „Einsamkeit“ 
der Gemeindeschwester Plus 

 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende erläutert die Beschlussvorlage und verliest den Zuwendungsgeber, die Höhe 
der Zuwendung und den Zuwendungszweck. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss gemäß Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig bei 15 Ja-Stimmen. 
 
 
 
4. Angelegenheiten Bauen und Umwelt 

  
4.1. Bau einer weiteren Grundschule 

Hier: Grundsatzbeschluss 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0055) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Gemäß den Bestimmungen des Landes Rheinland-Pfalz sind wir als Träger verpflichtet, in 
einem gewissen Turnus einen Schulentwicklungsplan erstellen zu lassen. Im Dezember 2022 
starteten die Arbeiten mit der Besichtigung aller Schulen, die Einwohnermeldezahlen wurden 
seitens der Verwaltung zur Verfügung gestellt.  
 
Die Entlastung unserer größten Grundschulen in Oppenheim und Nierstein stand im Fokus 
der Ergebnisse des Schulentwicklungsplanes, der pflichtgemäß an die ADD weitergeleitet, dort 
gesichtet und auf Plausibilität geprüft wurde. Etwaige Ungenauigkeiten bzw. Einschätzungen 
der Planer (z. B. die Anforderungen der neuen Schulbauordnung, die Klassenteiler) wurden 
von der ADD korrigiert und in weitere Überlegungen eingebracht.  
Die Ergebnisse dieser Prüfung wurden mit dem zuständigen Schulrat, Herrn Büchner, sowie 
der ADD, Herrn Foos, erörtert. Diese Gespräche fanden am 13.10.2023 und 24.11.2023 statt. 
 
Trotz hoher Millioneninvestitionen in der Vergangenheit sind beide Grundschulen in Oppen-
heim und Nierstein nicht mehr erweiterbar! 
Sämtliche Verschiebungen der Schülerströme, die das Planungsbüro als Option aufgeführt 
hatte, wurden für die Schaffung einer nachhaltigen Lösung als unpraktikabel  
bewertet. In diesem Kontext ist die Verbandsgemeinde keine Entscheiderinstanz, sondern die 
ADD. 
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Kinder aus Dexheim oder Dalheim nach Dienheim zu verlagern, ist unmöglich, da wir hier 
schon, entgegen der Statistiken, seit Jahren mit zweizügigen Klassenstufen und Container-
lösungen arbeiten. 
Eine Verschiebung nach Dolgesheim wurde aus schulinternen Gründen ebenfalls abgelehnt. 
Es besteht kein „Widerspruchs- und/oder Klagerecht“! 
 
Als weitere Optionen wurde der Neubau einer Fünfzügigen Grundschule in Nierstein geprüft 
und hier mit der Stadt Nierstein Ausschau nach einem geeigneten Grundstück gehalten. 
Weder in der Stadt Nierstein, noch im Ortsteil Schwabsburg stand ein Grundstück in der erfor-
derlichen Größe zur Verfügung. Weiterhin wäre die Folgenutzung des jetzigen Schulstand-
ortes in Nierstein aufgrund des Denkmalgeschützten Gebäudes mehr als schwierig. Eine wei-
tere Überlegung war der Bau einer Dependance in Nierstein, dies lehnt die ADD ab, diese 
Entscheidung berührt den schulinternen Betrieb einer Schule, auf welche wir als Träger keinen 
Einfluss haben. 
Die Auslagerung einer Mensa an einen anderen Standort in Nierstein, um in Nierstein etwas 
Platz zu schaffen, wurde aus organisatorischen und pädagogischen Gründen ebenfalls als 
nicht machbar abgelehnt. 
 
Für die Grundschule in Nierstein hatte die Verbandsgemeinde bereits im Jahr 2021 eine Mach-
barkeitsstudie in Auftrag gegeben. Eine weitere Bebauung auf dem ohnehin für die Anzahl der 
Schülerinnen und Schüler nicht üppig bestehenden Schulhof, ist nicht zu verantworten. Die 
Nutzung des großen Dachbodens ist aus brandschutzrechtlichen Gründen und Gründen des 
Denkmalschutzes nicht genehmigungsfähig. Ein Ortstermin fand diesbezüglich am 22.04.2021 
mit Herrn Foos in Nierstein statt. Ebenso gab es Ortstermine mit dem Planungsbüro 
Schweitzer, der Brandschutzstelle und dem Denkmalschutz der Kreisverwaltung Mainz-
Bingen. Da Herr Peter Krämer vom Denkmalschutz anwesend war, der auch gleichzeitig 
Beigeordneter der Stadt Nierstein ist, war auch die Stadt Nierstein informiert.  
 
In den Grundschulen in Nierstein und Oppenheim werden Räumlichkeiten als Klassenräume 
genutzt, die ursprünglich für andere Bestimmungen vorgesehen sind. Die Mensa in Nierstein 
stößt an ihre Grenzen, Schüler der betreuenden Grundschule können schon heute nicht mit-
verköstigt werden! 
Da sich in der Vergangenheit immer wieder die Neubauten von Grundschulen nach kurzer Zeit 
in der Dimensionierung als zu klein erwiesen haben, wurden teure Anbauten erforderlich, siehe 
Guntersblum, Dolgesheim, Dimensionierung Dienheim, Anbau Oppenheim, Anbauten 
Nierstein. 
 
In der Grundschule in Nierstein ist die Sanierung des Verwaltungstraktes dringend erforderlich, 
was ohne Auslagerung von Klassenräumen in andere Standorte nicht möglich sein wird, da 
der Schulhof keinen Platz für eine etwaige Containerlandschaft bietet.  
Bezüglich der geplanten Standorte hat sich zwischenzeitlich folgendes Bild ergeben: 
Mit der Verwaltung der Gemeinde Dexheim wurde bereits im März 2023 sowie im April 2023 
Gespräche geführt, ob es infrage kommende Flächen für eine zweizügige Grundschule gäbe. 
Die Vertreter der Gemeindeverwaltung zeigten sich sehr aufgeschlossen, bezüglich einer 
Ansiedlung der Grundschule in ihrer Gemeinde. 
 
Die Gespräche wurden nicht öffentlich geführt, um keine Preisspirale in Gang zu setzten. Da 
es Jahrzehnte üblich war, dass laut Schulgesetz, die Standortkommune ein erschlossenes 
Grundstück dem Träger der Schule zur Verfügung stellen muss, wurde in Absprache mit der 
ADD eine Voranfrage zur Neugründung einer Grundschule in Dexheim beim Bildungsministe-
rium eingereicht. Hier wurden der Schulentwicklungsplan, die Stellungnahme der ADD geprüft 
und die Bewilligung seitens des Bildungsministeriums erfolgte mit Bescheid am 18.01.2024. 
Hierüber wurden die Gremien sachgemäß unterrichtet. Ein Neubau einer zweizügigen Grund-
schule wurde somit festgestellt, der somit seitens des Landes finanziell gefördert wird. Aller-
dings sollte das zu erwerbende Grundstück Erweiterungsmöglichkeiten der Schule zulassen.  
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Im Anschluss sind wir mit der Gemeinde Dexheim in Kontakt getreten, ob nun Grundstücke 
zur Verfügung stehen. 
 
Die Gemeinde Dexheim wurde beim Ministerium vorstellig und erläuterte, sie hätten kein 
Grundstück und seien finanziell nicht in der Lage, eines zu erwerben, Das Ministerium ent-
schied daraufhin, sehr zur Überraschung der ADD, des Gemeinde- und Städtebundes und der 
Kreisverwaltung, dass die Kommentierungen des Gesetzes anders auszulegen seien und nun-
mehr die Verbandsgemeinde ein Grundstück erwerben müsste. Die Erschließung habe die 
Kommune allerdings immer noch selbst zu finanzieren! 
Da sich Dexheim mit einer Entscheidung seit Monaten schwertut, haben wir alternative Stand-
orte mit der ADD besprochen und bei der Gemeinde Dalheim keine komplette Ablehnung des 
Anliegens erfahren. 
 
Die Verhandlungen und Entscheidungen in den Ortsgemeinden sind aktuell so, dass es 
Grundsatzbeschlüsse für die Ansiedlung in der jeweiligen Gemeinde gibt, so dass erst heute 
der Verbandsgemeinderat eine Grundsatzentscheidung für den Bau einer Schule treffen kann, 
allerdings noch nicht, welche Gemeinde zum Zug kommen soll, denn die Machbarkeitsstudie, 
die in Auftrag gegeben werden soll, soll ermitteln, auf welchen Grundstücken, auch für die 
Gemeinden selbst, eine wirtschaftlich sinnvolle Erschließung möglich wäre.  
 
In den Sitzungen des Schulträgerausschusses wurde, immer, detailliert über den Stand der 
Dinge informiert. Da die Protokolle Ergebnisprotokolle sind, ist der Wortlaut der Mitteilungen 
nicht recherchierbar. Ebenfalls wurde in den Schulleiterbesprechungen der Stand der Dinge 
besprochen, da die Schulen bei geänderten Einzugsgebieten informiert und mitgenommen 
sein müssen, was allerdings intern über die ADD erfolgt und deren Aufgabe ist. 
 
In diesem Gesamtzusammenhang sei erlaubt darauf hinzuweisen, dass wir im Jahr 2026 einen 
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung an den Grundschulen, zunächst für alle ersten Klas-
sen, anschließend pro Jahr einen Klassenzug mehr vorzuhalten haben. Ebenfalls muss ein 
Mittagessen für alle Schüler gereicht werden und die Ferienbetreuung von acht Wochen 
gewährleistet sein. Das erfordert Räumlichkeiten, die wir in den genannten Schulen im End-
ausbau des Rechtsanspruchs aufgrund der baulichen Verhältnisse schwer zur Verfügung 
stellen können. Weiterhin ist anzumerken, dass die räumliche Unterbringung von Schulsozial-
arbeiterinnen und -arbeitern in den Schulen an die Grenze des möglichen stößt. 
 
Obwohl die Entscheidung der Neugründung einer weiteren Grundschule bei der Schulbehörde 
liegt, wurde seitens der SPD-Fraktion gefordert im Verbandsgemeinderat hierzu einen Grund-
satzbeschluss zu fassen. Dieser Bitte wird hiermit entsprochen. Der aktualisierte Schulent-
wicklungsplan, der Schriftverkehr mit der ADD und dem Ministerium wurde in der Anlage bei-
gefügt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Verbandsgemeinderat fasst den Grundsatzbeschluss, eine weitere Grundschule zu 
bauen. 
 
Beratung: 
 
Die Beigeordnete Jutta Hoff erläutert ausführlich die Beschlussvorlage und geht dabei insbe-
sondere auf die Historie der Maßnahme ein. 
Nach teilweise kontroverser Diskussion ergeht der folgende Beschluss: 
 
Beschluss: 
 
Beschluss wie Vorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen bei 11 Ja-Stimmen, 4 Enthaltungen. 
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4.2. Grundsatzbeschluss zur Beauftragung einer Projektsteuerung für den Neubau 
einer Grundschule 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0066) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Verbandsgemeinde plant den Neubau einer Grundschule in Dalheim oder Dexheim. Der 
Standort wird aktuell durch eine bereits beauftragte Machbarkeitsstudie ermittelt. Aufgrund der 
Komplexität und des Umfangs des geplanten Bauvorhabens empfiehlt sich dringend die früh-
zeitige und umfassende Einbindung einer professionellen Projektsteuerung gemäß aller 
Leistungsstufen der AHO. 
Die Erstellung eines Leistungsverzeichnisses sowie die Durchführung des Vergabeverfahrens 
im Wege eines Teilnahmewettbewerbs soll durch die Rechtsanwaltskanzlei Kunz begleitet 
werden. 
 
Begründung: 
 
Erfahrungen zeigen, dass Großbauprojekte ohne professionelle Projektsteuerung erheblichen 
Risiken ausgesetzt sind. 
 
Typische Probleme sind hierbei: 
 

• Verzögerungen durch unzureichende Planung, mangelnde Steuerung und fehlende 
Koordination. 

• Ungeplante Mehrkosten durch Nachträge, Planungsdefizite und ineffiziente Steuerung. 

• Kommunikationslücken und Abstimmungsprobleme zwischen Planern, Unternehmen 
und Verwaltung. 

• Fehlende Qualitätskontrollen und mangelhaftes Risikomanagement. 

• Überlastung der Verwaltung! Derzeit ist die Verwaltung mit mehreren größeren Bau-
projekten beschäftigt und ein weiteres enorm wichtiges Projekt würde zu einem erheb-
lichen Mehraufwand für die Verwaltung führen, der zu Lasten des Tagesgeschäfts und 
anderer wichtiger Aufgaben geht. 

 
Die frühzeitige Einbindung einer professionellen Projektsteuerung minimiert diese Risiken 
wirksam durch koordinierte Planung, permanente Kosten- und Terminkontrolle sowie profes-
sionelle Kommunikation zwischen allen Beteiligten. Die Projektsteuerung gewährleistet eine 
fachgerechte und zielorientierte Realisierung des Projektes. Klare, strukturierte Abläufe und 
transparente Entscheidungen sorgen für eine breite Akzeptanz und Nachvollziehbarkeit bei 
allen Beteiligten. 
 
Die Verbandsgemeinde hat bereits sehr positive Erfahrungen mit einer externen Projektsteu-
erung beim Projekt „Neubau Hallenbad“ gesammelt. Die professionelle Steuerung führte zu 
optimierten Abläufen und höherer Qualität in der Projektrealisierung. 
 
Diese positiven Erfahrungen sollen auch beim Neubau der Grundschule genutzt werden. 
 
Die zusätzlichen Kosten für eine Projektsteuerung amortisieren sich in der Regel durch Ein-
sparungen bzw. Reduzierungen von Mehraufwendungen im Projektverlauf. Durch verbesserte 
Planung und Steuerung sinkt das Risiko nachträglicher Mehrkosten erheblich. Professionelle 
Terminplanung und -kontrolle verhindern Verzögerungen und daraus resultierende Folge-
kosten. Kontinuierliche Qualitätskontrollen verhindern kostenintensive Nachbesserungen. 
 
Insgesamt werden alle Projektdimensionen (Zeit, Kosten, Umfang) positiv beeinflusst, sodass 
die Investition in eine externe Projektsteuerung wirtschaftlich gerechtfertigt ist.  
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Da die Kosten für eine Projektsteuerung über den Schwellenwerten liegen, bedarf es eines 
Vergabeverfahrens. Das Vergabeverfahren soll von der Rechtsanwaltskanzlei Kunz in folgen-
den Schritten durchgeführt werden: 
 
a)  Erstellung des Leistungsverzeichnisses: Definition der Anforderungen und Aufgaben  

für die Projektsteuerung. 
 
b)  Teilnahmewettbewerb: Veröffentlichung der Ausschreibung, Bewerbungsphase und 

Auswahl geeigneter Bewerber. 
 
c)  Angebotsphase: Aufforderung der ausgewählten Bewerber zur Abgabe verbindlicher 

Angebote. 
 
d)  Auswertung und Auswahl: Prüfung und Bewertung der Angebote nach transparenten 

Kriterien. 
 
e)  Beauftragung: Abschluss eines Vertrages mit dem ausgewählten Projektsteuerer. 
 
Für das Vergabeverfahren ergibt sich folgender realistischer Zeitplan: 
 
Schritte  Dauer 
Erstellung Leistungsverzeichnis durch Kanzlei Kunz  ca. 2 - 3 Wochen 
Teilnahmewettbewerb (Veröffentlichung, Bewerbungs-
phase, Auswahl) 

 ca. 4 Wochen 

Angebotsphase  ca. 3 Wochen 
Auswertung und Auswahl des Projektsteuerers  ca. 2 Wochen 
Vertragsabschluss und Beauftragung  ca. 1 Woche 
   
Gesamtdauer des Vergabeverfahrens  ca. 3 Monate 

 
Der vorgelegte Zeitplan dient zur Orientierung und zeigt, dass bei einem positiven Beschluss 
mit dem Beginn der Projektsteuerung Anfang des 4. Quartals 2025 zu rechnen ist. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss und der Ausschuss für Planung und Bauwesen empfehlen 
und der Verbandsgemeinderat beschließt für den geplanten Neubau der Grundschule: 
 
a) eine externe Projektsteuerung gemäß allen Leistungsstufen der AHO zu beauftragen. 
 
b)  die Verwaltung damit zu beauftragen, das Vergabeverfahren für die Projektsteuerung 

einzuleiten. 
 
c)  die Erstellung des Leistungsverzeichnisses sowie die Durchführung des Teilnahme-

wettbewerbs durch die Rechtsanwaltskanzlei KUNZ Rechtsanwälte Mainz. 
 
d)  den Bürgermeister zu ermächtigen, die entsprechenden Verträge zu unterzeichnen. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 21109-053110-2-5 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 600.000 € zur Verfügung. 
 
Beratung: 
 
Die 1. Beigeordnete Gabriele Wagner erläutert die Beschlussvorlage und geht dabei insbe-
sondere auf die mit einer Beauftragung verbundenen Vorteile ein.  
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Beschluss: 
 
Nach eingehender Beratung erfolgt die Beschlussfassung mit Ergänzung zu a), im Rahmen 
eines Stufenvertrages. 
 
a) Eine externe Projektsteuerung gemäß allen Leistungsstufen der AHO im Rahmen eines 

Stufenvertrages zu beauftragen. 
 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen bei 12 Ja-Stimmen  
und 3 Enthaltungen 

 
Rest wie vorgeschlagen 
 
b) Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen bei 12 Ja-Stimmen  

und 3 Enthaltungen 
 
c) Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen bei 12 Ja-Stimmen  

und 3 Enthaltungen 
 
d) Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen bei 12 Ja-Stimmen  

und 3 Enthaltungen 
 
 
 
 

4.3. Neubau Feuerwehr Guntersblum, Freigabe der Planung 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0087) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
a)  Das Projekt befindet sich derzeit kurz vor dem Abschluss der Leistungsphase 3 (Entwurfs-

planung). Im Vergleich zum bereits vorgestellten Entwurf haben sich keine wesentlichen 
Änderungen ergeben. Die Entwurfsplanungen der beteiligten Fachingenieure für Heizung, 
Lüftung, Sanitär (HLS) sowie Elektro wurden weiter ausgearbeitet und inhaltlich präzisiert. 
In diesem Zusammenhang erfolgte auch eine Konkretisierung der zugehörigen Kosten, 
welche künftig als Grundlage für die Abrechnung des gesamten Projekts dienen werden. 
Die Abstimmung der Planungen für die Teilbereiche Übungsturm, Müllplatz/Energie-
zentrale, Fahrradunterstand und Außenbeleuchtung erfolgte in enger Zusammenarbeit 
mit der Feuerwehr. Darüber hinaus wurden die Kosten für die geplante HVO-Diesel-
tankstelle ermittelt und dokumentiert. 
Im Rahmen eines persönlichen Abstimmungstermins mit der Kreisverwaltung, insbeson-
dere mit den zuständigen Stellen der Bauaufsicht und des vorbeugenden Brandschutzes, 
konnten offene Fragestellungen abschließend geklärt werden. Damit sind die Voraus-
setzungen für den weiteren Projektverlauf geschaffen. 

 
b)  Die Ermächtigung der Verwaltung zur eigenständigen Vergabe der ausgeschriebenen 

Bauleistungen trägt wesentlich zur Beschleunigung des Projektablaufs bei. Durch diese 
Vorgehensweise ist die Vergabe der Leistungen nicht mehr an die turnusmäßigen Sitzun-
gen der Ratsgremien gebunden. Die zuständigen Ausschüsse sowie der Verbands-
gemeinderat werden über die erfolgten Vergaben weiterhin fortlaufend informiert. 

 
c)  Für den geplanten Neubau des Feuerwehrgerätehauses ist eine mehrjährige Haushalts-

vorsorge erforderlich. Das Projekt gliedert sich in mehreren aufeinanderfolgenden Pha-
sen, die jeweils spezifische finanzielle Aufwendungen erfordern. 
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Der Haushaltsansatz 2025 sieht die Bereitstellung von Haushaltsmitteln für die erforderlichen 
Planungsleistungen sowie für die Kosten der Bauantragstellung vor. 
 
Im Jahr 2026 beginnt die eigentliche Bauausführung. Die Finanzierung muss sich am Baufort-
schritt orientieren, da die Vergütung der Bauleistungen üblicherweise nach Leistungsstand 
erfolgt. Entsprechend ist es zwingend erforderlich, die benötigten Haushaltsmittel in den 
Jahren 2026 und 2027 fortlaufend bereitzustellen, um die planmäßige Umsetzung und Fertig-
stellung des Gebäudes sicherzustellen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Ausschüsse empfehlen, der Verbandsgemeinderat beschließt: 
 
a)  die Freigabe der Planung zur Stellung des Bauantrages 
 

b)  die Ermächtigung der Verwaltung zur Vergabe der Bauleistungen  
nach Ausschreibung an den wirtschaftlichsten Bieter. 

 

c)  die entsprechenden Haushaltsmittel in den Folgejahren zur Verfügung zu stellen. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/12612-096100-502-1 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 1.819.570,47 € zur Verfügung. 
 
Beratung: 
 
Die 1. Beigeordnete Gabriele Wagner erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Beschluss: 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen bei 15 Ja-Stimmen  
(Einzelabstimmung a.-c jeweils): 
 
 
 
 

4.4. Klimawandelanpassungskonzept 
Hier: Stellung eines Förderantrages 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0089) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Das Bundesumweltministerium hat einen neuen Förderaufruf zur Förderrichtlinie "Maßnahmen 
zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels" (DAS) veröffentlicht. Kommunen können 
vom 15. Mai 2025 bis 15. August 2025 Förderanträge für die Erstellung von Konzepten zur 
nachhaltigen Klimaanpassung und natürlichem Klimaschutz einreichen. Dafür stehen zehn 
Millionen Euro aus dem Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz (ANK) zur Verfügung. Ziel 
ist es, Synergien zwischen Klimaanpassung, natürlichem Klimaschutz und Biodiversität zu 
fördern, insbesondere durch naturbasierte Lösungen. Kommunen können bis zu 90 Prozent 
der Kosten gefördert bekommen. Diese Initiative unterstützt auch die Umsetzung der Klima-
anpassungsstrategie der Bundesregierung, die sicherstellen will, dass bis 2030 80 Prozent der 
verpflichteten Gemeinden Klimaanpassungskonzepte vorlegen. 
 
Fördergegenstand ist eine befristete Stelle (Klimaanpassungsmanager*in) zur Erstellung 
eines Klimaanpassungskonzeptes. Das Konzept soll aufzeigen, welche Potenziale zur Anpas-
sung an die multiplen Folgen des Klimawandels und für Natürlichen Klimaschutz bestehen und 
wie diese genutzt werden können. Der Bewilligungszeitraum beträgt 24 Monate mit Option auf 
Verlängerung um maximal drei Jahre.  
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Zu den förderfähigen Ausgaben zählen insbesondere die Personalstelle, externe Dienst-
leistungen, Sachausgaben, Reisekosten und Teilnahmegebühren und Öffentlichkeitsarbeit. 
 
Die Förderung (max. 225.000 €) erfolgt über ein einstufiges Verfahren. Die Bewilligung hängt 
von verfügbaren Haushaltsmitteln und positiver Prüfung der Förderanträge ab. 
 
Sollte der Antrag im aktuellen Förderaufruf nicht berücksichtigt werden, kann auf Grundlage 
dieses Beschlusses eine erneute Antragstellung im nachfolgenden Förderverfahren erfolgen. 
 
Das Antragsverfahren für die Förderrichtlinie Maßnahmen zur Anpassung an die Folgen des 
Klimawandels (DAS) läuft in mehreren Schritten ab: 
 
1. Antragsverfahren 

• Einstufige Anträge: Für kommunale Anpassungskonzepte (A.1), Umsetzungsvorhaben 
(A.2) und ausgewählte Maßnahmen (A.3) erfolgt die Antragstellung in einem einzigen 
Schritt. 

 
2. Auswahl- und Entscheidungsverfahren 

• Die Fördermittelvergabe hängt von einer fachlichen Prüfung der Anträge und der 
Verfügbarkeit von Haushaltsmitteln ab. 

 
3. Durchführung und Abschluss des Vorhabens 

• Bewilligte Projekte erhalten finanzielle Unterstützung für die Umsetzung. 
• Verpflichtend sind Dokumentation und Berichtspflichten, um den Fortschritt der 

Maßnahmen zu überwachen. 
 

4. Aus 26.06.2025  4.5  Öff.   zahlungsverfahren 
• Die Auszahlung der Fördergelder erfolgt schrittweise und ist an Meilensteine und 

Berichte gebunden. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Umwelt-, Klimaschutz und Mobilität und der Haupt- und Finanzausschuss 
empfehlen und der Verbandsgemeinderat beschließt einen Förderantrag im Rahmen der 
Förderrichtlinie "Maßnahmen zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels“ zu stellen. Die 
Stelle als KlimawandelanpassungsmangerIn ist für den Förderzeitraum befristet in den Stellen-
plan aufzunehmen. Bei Ablehnung kann die Verwaltung ohne weitere Beratung und Be-
schlussfassung Anträgen zur selben Thematik und ähnlichem Finanzvolumen stellen. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       
 
Die Mittel müssen über einen HH-Nachtrag 2025 oder neu für das Haushaltsjahr 2026 
veranschlagt werden. 
 
Beratung: 
 
Der Beigeordnete Dr. Dieter Thomas Tietze erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Aus der Mitte des Ausschusses erfolgt eine Modifizierung der geplanten Ermächtigung eines 
Folgeantrages dahingehend, dass ein solcher nur bei inhaltsgleicher Förderung zu den 
gleichen Förderkonditionen und dem gleichen Finanzvolumen verwaltungsseits gestellt 
werden darf.  
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss für Umwelt-, Klimaschutz und Mobilität und der Haupt- und Finanzausschuss 
empfehlen und der Verbandsgemeinderat beschließt einen Förderantrag im Rahmen der 
Förderrichtlinie "Maßnahmen zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels“ zu stellen. Die 
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Stelle als KlimawandelanpassungsmangerIn ist für den Förderzeitraum befristet in den Stellen-
plan aufzunehmen. Bei Ablehnung kann die Verwaltung ohne weitere Beratung und 
Beschlussfassung Anträge zur selben Thematik stellen, soweit dieser eine inhaltsgleiche 
Förderung zu den gleichen Förderkonditionen und dem gleichen Finanzvolumen zum Inhalt 
hat. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen bei 14 Ja-Stimmen und 1 Enthaltung 
 
 
 
 

4.5. Sachstandsmitteilung Hochwasser- und Starkregenvorsorgekonzepte 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0074) 
 

 

Unterrichtungsvorlage: 
 

Die Erstellung des HSVK für die Selzanlieger ist abgeschlossen. Die Konzepte können seit 
Mitte April auf der Homepage der Verbandsgemeinde heruntergeladen (https://www.vg-rhein-
selz.de/artikel/wichtiges/starkregenvorsorge-hochwasserschutz/?sds=1#accordion-1-0ite) 
oder über die Ortsgemeindeverwaltungen oder das Sachgebiet Klimaschutz in gedruckter 
Version bezogen werden. 
Für die Rheinanlieger finden im Mai und Juni die Bürgerinformationsveranstaltungen statt. 
Anschließend folgt die Fortschreibung und Fertigstellung des Konzeptes. Nach Genehmigung 
durch die Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd wird auch dieser Teil veröffentlicht 
werden. 
Die Auftaktveranstaltung mit Vertretern der Berggemeinden hat Anfang Mai stattgefunden. 
Die öffentlichen Ortsbegehungen sind bereits terminiert und finden zwischen Mitte Juni und 
Mitte September statt. Die Vorstellungen der Konzepte in den jeweiligen Ortsgemeinderäten 
sind über die Wintermonate geplant. Im Frühjahr 2026 sollen die Bürgerinformations-
veranstaltungen folgen, so dass der Teil „Berggemeinden“ bis Ende 2026 fertiggestellt sein 
soll. 
 

Beratung: 
 

Der Beigeordnete Dr. Dieter Thomas Tietze verweist auf die Unterrichtungsvorlage. Der 
Ausschuss nimmt diese zur Kenntnis. 
 
 
 
 

4.6. Sachstandsmitteilung Kipki-Maßnahmen 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0075) 
 

 

Unterrichtungsvorlage: 
 

Der aktuelle Umsetzungsstand der laufenden KIPKI-Projekte kann der anhängenden Tabelle 
entnommen werden. 
 

Einige der geplanten Projekte mussten aus diversen Gründen aufgegeben werden, die hier 
kurz erläutert werden: 
 

Eimsheim: Neben der installierten PV-Anlage auf der Kita waren eine weitere auf dem Feuer-
wehrgerätehaus sowie zwei Baumpflanzungen auf dem Friedhof und Sportplatz angedacht. 
Diese Maßnahmen können nicht umgesetzt werden, da das Budget der Ortsgemeinde mit der 
einen PV-Anlage aufgebraucht ist.  

https://www.vg-rhein-selz.de/artikel/wichtiges/starkregenvorsorge-hochwasserschutz/?sds=1#accordion-1-0
https://www.vg-rhein-selz.de/artikel/wichtiges/starkregenvorsorge-hochwasserschutz/?sds=1#accordion-1-0
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Friesenheim: Es wird eine umfassende Dämmung des Daches der Gemeindehalle über 
andere Förderprogramme angestrebt, weswegen das Balkonkraftwerk und die angedachte 
Dämmmaßnahme entfallen.  
 

Guntersblum: Die angedachten Begrünungsmaßnahmen der PV-Anlagen entfallen, da sie 
nicht umsetzbar sind. Die Begrünung des Plätzchens/Promenade und der Garagen am Markt-
platz entfallen aus KIPKI, da sie über die Dorferneuerung umgesetzt werden. Die PV-Anlage 
auf dem Zwergenpalast ist nicht umsetzbar. 
 

Mommenheim: Der Einbau der Hybridanlage entfällt, da die Zukunft des Kitagebäudes unge-
wiss ist – ein Um- oder Neubau steht derzeit zur Debatte. 
 

Oppenheim: Die Maßnahmen an der Emondshalle werden über die separate KIPKI-Wettbe-
werbsförderung umgesetzt und entfallen daher hier. Die Abstellanlage am Amtsgericht entfällt 
aus KIPKI, da der Platz derzeit umgebaut wird. Sie soll nach Abschluss der Baumaßnahmen 
über ein Förderprogramm der Bahn errichtet werden. 
 

Beratung: 
 

Der Beigeordnete Dr. Dieter Thomas Tietze verweist auf die Unterrichtungsvorlage. Der 
Ausschuss nimmt diese zur Kenntnis. 
 
 
 
 

5. Angelegenheiten des Fachbereiches Bürgerdienste 
  

5.1. Beratung und Beschlussfassung zum Erlass einer Katzenschutzverordnung 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0045-1) 
 

 

Dieser Tagesordnungspunkt wurde vor Eintritt in die Tagesordnung abgesetzt. 
 
 
 
 

5.2. Beschaffung eines Busses für das Kinder- und Jugendbüro 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0058) 
 

 

Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Abgefragt wurden Fahrzeuge, welche dem Anforderungsprofil des Kinder- und Jugendbüros 
entsprechen. Derzeit werden die angebotenen Fahrzeuge noch besichtigt, um zu prüfen, ob 
diese Anforderungen tatsächlich erfüllt sind. Sollte ein E-Fahrzeug das Anforderungsprofil 
erfüllen, soll dieses vorrangig angeschafft werden. Sollte dies nicht der Fall sein, wird zunächst 
ein Fahrzeug mit Dieselantrieb beschafft. Vorgesehen war ursprünglich, ein Fahrzeug zu 
kaufen. Daher wurden Mittel für einen Kauf für 2025 angesetzt. Für die Leasingkosten sind 
deshalb Mittel außerplanmäßig für das Haushaltsjahr 2025 einzustellen. 
 

Begründung zur Anschaffung durch den Fachbereich Bürgerdienste, Sachgebiet Kinder- und 
Jugendbüro: 
 

Ein Bus ist für unser Kinder- und Jugendbüro von entscheidender Bedeutung, um unsere viel-
fältigen Angebote und Projekte effektiv umzusetzen und die Bedürfnisse der jungen Menschen 
in unserer Verbandsgemeinde besser zu erfüllen.  
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Hier sind einige zentrale Gründe: 
 

Erreichbarkeit von Beratungsangeboten: Ein Bus würde es uns ermöglichen, gezielt zu den 
Kindern und Jugendlichen zu fahren und ihnen den Zugang zu wichtigen Informationen und 
Unterstützung zu erleichtern. So können wir sicherstellen, dass niemand aufgrund von Mobili-
tätsproblemen im ländlichen Raum von unseren Angeboten ausgeschlossen wird. 
 

Ferienprogramm: In den Ferien bieten wir zahlreiche Aktivitäten und Programme an, die für 
die persönliche Entwicklung und das soziale Miteinander der Kinder und Jugendlichen von 
großer Bedeutung sind. Ein Bus würde es uns ermöglichen, verschiedene Ausflüge und 
Veranstaltungen an unterschiedlichen Orten durchzuführen, wodurch wir ein abwechslungs-
reiches und spannendes Ferienprogramm gestalten können. Dies fördert nicht nur die Freude 
an der Freizeitgestaltung, sondern auch die Gemeinschaft unter den Teilnehmern. Zudem 
würde der Bus den Transport unserer Arbeitsmittel optimieren und wir müssten nicht auf 
unsere privaten Fahrzeuge zurückgreifen! 
 

Projektarbeit: Viele unserer Projekte erfordern Mobilität, sei es für Workshops, Exkursionen 
oder Kooperationen mit anderen Einrichtungen. Ein Bus würde uns die Flexibilität geben, 
unsere Projekte an verschiedenen Orten durchzuführen und somit eine breitere Zielgruppe zu 
erreichen.  
Zudem könnten wir durch den Bus auch Materialien und Ausstattungen transportieren, die für 
die Durchführung unserer Projekte notwendig sind. 
 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass ein Bus für unser Kinder- und Jugendbüro nicht nur 
ein praktisches Transportmittel ist, sondern ein wichtiges Werkzeug, um die Teilhabe und 
Integration von Kindern und Jugendlichen in unserer Verbandsgemeinde zu fördern.  
Mit einem Bus können wir unsere Angebote erweitern, die Erreichbarkeit im ländlichen Raum 
verbessern und letztlich einen positiven Einfluss auf das Leben junger Menschen ausüben. 
 

Anforderungen des Kinder- und Jugendbüros an das Fahrzeug: 
- 7 - 8 Sitze, zweite Sitzreihe gedreht als Sitzbank gegen die Fahrtrichtung,  

Alternative: zwei gedrehte Einzelsitze 
- Zwischen zweiter und dritter Sitzreihe einen Klapptisch 
- „Normaler“ Radstand 
- Getönte Scheiben im Fond 
- 220 V Steckdose (optional) 
- Automatik 
- Anhängerkupplung (optional) 
- Allwetter- oder Winterreifen 
- Klimaanlage 

 

Nach der Anschaffung soll das Fahrzeug noch entsprechen beklebt werden. 
 

Beschlussvorschlag: 
Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt den Abschluss eines Leasingvertrages über 
einen Bus für das Kinder- und Jugendbüro für maximal 35.000 € Leasingkosten auf die maxi-
mal mögliche Leasinglaufzeit. Der Bürgermeister wird zum Abschluss des Leasingvertrag über 
ein für das Kinder- und Jugendbüro geeignetes Fahrzeug ermächtigt. Vorrangig sollen hierbei 
E-Fahrzeuge berücksichtigt werden. 
 

Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/11450-562200 
Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 GemO 
in Höhe von: 4.000 € wird erteilt. 
 

Beratung: 
Der Vorsitzende erläutert die Beschlussvorlage. 
 

Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen bei 14 Ja- Stimmen und 1 Enthaltung.  
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5.3. Verkauf von Feuerwehrfahrzeugen 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0084) 
 

 

Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Laut dem Feuerwehrbedarfsplan sollen folgende Fahrzeuge aufgrund von Ersatzbeschaffun-
gen oder wegen dem Wegfall aufgrund veränderter Anforderungen abgestoßen werden: 
 

Löschfahrzeug Nierstein 2 14/45-02 Bj. 1992 
Löschfahrzeug Undenheim 1 18/46-01 Bj. 1992 
Mehrzweckboot Oppenheim Ersatz  Bj. 1983 
Einsatzleitwagen Rhein-Selz 20/11-1 Bj. 2009 
 

Die Löschfahrzeuge Nierstein und Undenheim wurden im Mai 2025 durch zwei baugleiche 
HLF10 ersetzt. Die neuen Fahrzeuge stehen kurz vor der Indienstnahme, sodass die 
Vorgängerfahrzeuge abgelöst werden können. 
 

Das neue Mehrzweckboot Oppenheim wurde bereits 2022 In dienstgestellt und in der Boots-
garage untergebracht, sodass das alte Mehrzweckboot abgestoßen werden kann. 
 

Der Einsatzleitwagen (ELW) Rhein-Selz wird abgestoßen, da mit der Fusion der Verbands-
gemeinde zwei ELW für ein Aufgabenträger vorgehalten wurde. Laut Feuerwehrverordnung 
und somit auch laut Bedarfsplan ist pro Aufgabenträger nur ein ELW vorzuhalten. Zudem 
wurde der finanzielle Aufwand zwei ELW technisch auf dem neusten Stand zu halten als zu 
hoch bewertet. Der modernere ELW Guntersblum wird zu ELW Rhein-Selz. 
 

Die Fahrzeuge sollen auf bundesweit agierenden Plattformen für Kommunalfahrzeuge und 
Ausrüstung angeboten werden um einen größtmöglichen Bieterkreis zu erreichen und eine 
transparente Abwicklung sicherzustellen. Die Fahrzeuge sollen jeweils an den Höchstbieten-
den veräußert werden. 
 

Aufgrund der schlechten Vergleichbarkeit am Markt können derzeit keine Preisschätzungen 
getroffen werden, jedoch soll ein Mindestpreis in Absprache mit den hauptamtlichen Geräte-
warten und der Wehrleitung beraten werden. 
Die Veräußerung soll auch mit dem Hinweis auf das Bieterportal auf der Homepage der Ver-
bandsgemeinde und im Amtsblatt bekannt gemacht werden. 
 

Beschlussvorschlag: 
 

Der Ausschuss für Brandschutz und allgemeine Hilfe sowie der Haupt- und Finanzausschuss 
empfehlen und der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-Selz beschließt den 
Verkauf der Feuerwehrfahrzeuge laut Aufzählung in der Sachdarstellung der Verwaltung und 
ermächtigt die Verwaltung zum Verkauf an den Höchstbietenden. 
 

Beratung: 
 

Der Vorsitzende erläutert die Beschlussvorlage. Er verweist auf die Beratung im Ältestenrat, 
welcher eine Spende an die Ukraine ins Gespräch gebracht hat, sowie der Empfehlung des 
Ausschusses für Brandschutz und allgemeine Hilfe, die Fahrzeuge aber zu verkaufen. 
 

Beschluss: 
 

Gemäß Empfehlung des Ausschusses für Brandschutz und allgemeine Hilfe werden zunächst 
Gebote für die Fahrzeuge eingeholt und danach eine Entscheidung über deren Verkauf bzw. 
eine Überlassung an die Ukraine getroffen.  
Möglich ist auch, eine Teilspende.  
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen bei 15 Ja-Stimmen.  
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5.4. Änderung im Fahrzeugbeschaffungskonzept bezüglich Mehrzweckfahrzeugen 

(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0085) 
 

 
Dieser Tagesordnungspunkt wurde vor Eintritt in die Tagesordnung abgesetzt. 
 
 
 
 
5.5. Beschaffung von Dienstanzügen 

(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0094) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Seit der Verabschiedung des Bekleidungskonzeptes in 2017 arbeitet der Arbeitskreis Beklei-
dung mit den hauptamtlichen Gerätewarten und der Verwaltung an der Umsetzung. Bisher 
konnte der Bereich der persönlichen Schutzkleidung und der Kleidungssatz der Tagdienst-
kleidung erfolgreich umgesetzt werden. 
 
Im letzten Schritt soll die Ausgehuniform angepasst werden. Mit der Fusion der Verbands-
gemeinden wurden der Kleiderkammer unterschiedliche Modelle und Ausführungen zugeführt. 
Zudem kam es durch dezentrale Beschaffungen verschiedener Einheiten und Fördervereine 
zu weiteren Variationen. Eine im Gesetz oder einer Verordnung geregelte Verbindlichkeit hin-
sichtlich der Ausführung oder einem einheitlichen Erscheinungsbild gibt es nicht. Der Landes-
feuerwehrverband (LFV) hat hierzu eine Empfehlung mit dem Ziel eines einheitlichen Erschei-
nungsbildes in Rheinland-Pfalz veröffentlicht. Dieser Empfehlung folgen die Aufgabenträger in 
Rheinland-Pfalz fast ausnahmslos. 
 
In der angehängten Empfehlung lässt der LFV bei der Farbgebung der Hemden und Blusen 
eine Wahl zwischen Weiß und Hellblau. Um hersteller- oder nutzungsbedingte Farbvariationen 
zu vermeiden, entschied sich der Arbeitskreis weiße Hemden zu favorisieren. Beispiele und 
Bildmaterial ist der Beschlussvorlage in der Empfehlung des LFV angehängt.  
So besteht die Ausgehuniform als Dienstanzug bei den  
Herren aus: Schirmmütze, Krawatte (dunkelblau), Diensthemd (weiß), Schulterklappen, 
Diensthose und Dienstsakko -und bei den  
Damen aus: Schirmmütze, Halstuch, Dienstbluse (weiß), Schulterklappen, Diensthose oder 
optional Dienstrock und Dienstsakko. 
 
Die Kosten für eine Garnitur belaufen sich durchschnittlich (abhängig von Größe und Ausfüh-
rung der Beinbekleidung bei den Damen) auf 412 €.  
Die Beschaffung wird bedarfsgerecht gestaffelt. 
 
Die Dienstanzüge werden mit einem Anhänger der Ortseinheit an der Brusttasche individuali-
siert. Schulterklappen werden als Einsteckschlaufe ausgeführt. Auf vernähte Abzeichen, 
Schulterklappen oder Ortswappen wird verzichtet. So sind die Dienstanzüge individuell nutz-
bar, was einen wirtschaftlichen Vorteil erbringt. 
 
Derzeit finden Größenermittlungen anhand eines Probesatzes statt. In den letzten beiden 
Jahren wurden hinsichtlich der angestrebten Einheitlichkeit keine Dienstanzüge mehr neu- 
oder ersatzbeschafft. Lediglich einzelne Komponenten wurden bei Bedarf (bereits nach der 
neuen Empfehlung des LFV) ergänzt.  
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Brandschutz und allgemeine Hilfe sowie der Haupt- und Finanzausschuss 
empfehlen und der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-Selz beschließt die 
Beschaffung von Dienstanzügen nach dem Beschaffungsplan laut Sachdarstellung der Ver-
waltung und ermächtigt die Verwaltung zur Auftragsvergabe an den wirtschaftlichsten Bieter.  
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001-12600/082901-4-19 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 292.000,00 € zur Verfügung. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss gemäß Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen bei 14 Ja-Stimmen. 
 
Ein Ausschussmitglied nahm nicht an der Abstimmung teil. 
 
 
 
 
5.6. Fusion Feuerwehreinheiten Undenheim, Köngernheim und Friesenheim 

(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0082) 
 

 
Unterrichtungsvorlage: 
 
Die aktuelle Situation der Feuerwehreinheiten in Undenheim, Köngernheim und Friesenheim, 
die alle zur Freiwilligen Feuerwehr Rhein-Selz gehören, ist als kritisch zu bewerten und zeigt 
deutliche Herausforderungen in der Personal- und Infrastruktur, was als Anlass für diese 
Unterrichtung genommen wird. 
 

• Friesenheim 
o Aktive Feuerwehrleute: 7, davon tagsüber nur 1 verfügbar. 
o Taugliche Atemschutzgeräteträger: 1 
o Führungskräfte: 4. 
➢ Personalgewinnung: Es gab über Jahre hinweg keine Erfolge bei der 

Rekrutierung neuer Mitglieder aus der Gemeinde. 
➢ Einsatzfähigkeit: Die Einheit ist nicht mehr in der Lage, die erforderlichen 

Schutzziele zu erfüllen. Bei jedem Einsatz wird ein Fahrzeug aus der Einheit 
Uelversheim-Weinolsheim mitalarmiert, um die Einsatzbereitschaft zu unter-
stützen. 

 

• Köngernheim 
o Aktive Feuerwehrleute: 10, wobei aufgrund eingeschränkter 

Feuerwehrdiensttauglichkeit eine Person abzuziehen ist.  
o Tagsüber sind zwischen 1 und 5 Einsatzkräfte verfügbar. 
o Taugliche Atemschutzgeräteträger: 5. 
o Führungskräfte: 2. 

➢ Infrastruktur: Es bestehen massive Mängel an der baulichen Infrastruktur, was die 
Einsatzfähigkeit der Einheit gefährdet. 
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➢ Personalgewinnung: Auch hier verlief die Suche nach neuen Mitgliedern über mehrere 

Jahre hinweg erfolglos. 
 

• Undenheim 
o Aktive Feuerwehrleute: 33, jedoch zum Teil mit fehlender Einsatztauglichkeit. 
o Tagsüber verfügbare Einsatzkräfte: 5-10, jedoch gibt es Mängel bei der Vorhal-

tung von Personal mit einer entsprechenden Führerscheinklasse. Es ist nicht 
sichergestellt, dass das Feuerwehrfahrzeug in jedem Fall ausrücken kann. 

o Taugliche Atemschutzgeräteträger: 17, wobei hier ebenfalls eine Auswahl nötig 
ist. 

o Führungskräfte: Es sind genügend Zugführer vorhanden, jedoch fehlen die 
Gruppenführer. 

 
Wirtschaftliche Aspekte 
Die Herausforderungen der Feuerwehreinheiten haben nicht nur Auswirkungen auf die Ein-
satzbereitschaft, sondern auch auf die wirtschaftliche Situation. 
 
1.  Kosten für Ausbildung und Ausrüstung: Die Aufrechterhaltung der Einsatzbereitschaft 

erfordert regelmäßige Schulungen und Investitionen in die Ausrüstung und Fahrzeuge. 
Bei drei kleineren Einheiten könnten die Kosten für Schulungen und die Beschaffung von 
Materialien höher sein als bei einer größeren, fusionierten Einheit, die Skaleneffekte 
nutzen könnte. 

 
2.  Personalgewinnung: Eine Zusammenlegung der Einheiten könnte die Attraktivität der 

Feuerwehr erhöhen und die Personalgewinnung erleichtern, was langfristig Kosten spart. 
 
3.  Infrastruktur: Die bestehenden Mängel an der baulichen Infrastruktur erfordern Investitio-

nen. Es besteht die Möglichkeit, aus drei bestehenden Feuerwehrgebäuden eines zu 
machen, wodurch Synergieeffekte in der Unterhaltung und Mängelbeseitigung erzielt 
werden könnten. Diese Zusammenlegung würde nicht nur die Betriebskosten senken, 
sondern auch verhindern, dass mittelfristig drei Gebäude neu gebaut werden müssen. 
Dadurch könnten Mittel für modernere Infrastruktur frei werden. 

 
Gesetzliche Vorschriften in Rheinland-Pfalz 
 
In Rheinland-Pfalz sind die gesetzlichen Vorgaben für die Feuerwehr im Landesgesetz für 
Brandschutz und Allgemeine Hilfe bzw. in der Feuerwehrverordnung geregelt. Dieses Gesetz 
legt die Pflicht zur Gefahrenabwehr und die Anforderungen an die Einsatzbereitschaft fest.  
 
1.  Schutzziele und Hilfeleistung: Die Feuerwehren sind verpflichtet, die Schutzziele gemäß 

den gesetzlichen Bestimmungen zu erfüllen. Dazu gehört die schnelle und effektive Hilfe-
leistung im Notfall. Wenn drei Feuerwehreinheiten in unmittelbarer Nähe zueinander die 
erforderlichen Schutzziele nicht mehr erreichen können, hat dies mehrere Konsequenzen 
für den Aufgabenträger. 

 
2.  Haftung und Verantwortung: Der Aufgabenträger also die Verbandsgemeinde, könnte 

haftbar gemacht werden, wenn die Feuerwehr aufgrund unzureichender Ressourcen oder 
mangelnder Einsatzfähigkeit nicht rechtzeitig helfen kann. Dies könnte zu rechtlichen und 
finanziellen Konsequenzen führen. 

 
3.  Öffentliche Sicherheit: Die Nicht- oder Mindererfüllung der gesetzlichen Vorgaben kann 

das Vertrauen der Bevölkerung in die öffentliche Sicherheit und das Ehrenamt der Feuer-
wehr stark beschädigen. Dies könnte langfristig zu einem Rückgang der Unterstützung für 
die Feuerwehr führen. 
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4.  Notwendigkeit von Maßnahmen: Um den gesetzlichen Anforderungen gerecht zu werden, 

sind die Feuerwehren gezwungen, Maßnahmen zu ergreifen. Dies könnte eine Fusion der 
Einheiten beinhalten, um die Ressourcen zu bündeln und die Einsatzfähigkeit zu verbes-
sern.  

 
Gespräche über Fusion 
 
Es haben bereits Gespräche über eine mögliche Fusion der Feuerwehreinheiten stattgefun-
den. Die jeweiligen Wehrführer haben signalisiert, dass sie mit Blick auf den einsatztaktischen 
Mehrwert einer Zusammenlegung Zustimmung aus den jeweiligen Mannschaften erhalten 
haben. Dennoch sind viele Aspekte hinsichtlich einer Fusion, sowohl organisatorisch als auch 
wirtschaftlich, noch nicht geklärt. 
 
Insgesamt besteht dringender Handlungsbedarf, um die langfristige Einsatzfähigkeit der Frei-
willigen Feuerwehr Rhein-Selz zu sichern. Die Fusion könnte eine vielversprechende Lösung 
darstellen, um die Herausforderungen zu meistern und die Einsatzbereitschaft zu stärken, 
während gleichzeitig wirtschaftliche Vorteile realisiert werden. Die Optimierung der Infrastruk-
tur durch die Zusammenlegung der Gebäude und die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften 
wären bedeutende Schritte in diese Richtung. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende erläutert die Unterrichtungsvorlage und geht bei seinen Ausführungen insbe-
sondere darauf ein, dass der Wunsch eines Zusammenschlusses von den betroffenen Wehren 
kommt. Im Weiteren ist das formelle Verfahren einzuhalten. 
 
 
 
 
6. Mitteilungen 

  
 

• Beigeordneter Stefan Herte informiert über die interreligiöse Dialogveranstaltung am 
25.06. um 18 Uhr und bittet um rege Teilnahme. 

 

• Der Vorsitzende berichtet über „Zukunft Rhein-Selz“. Nächste Woche findet ein Scoping-
Gespräch statt.  

 

• Der Vorsitzende berichtet, dass mit Unterstützung eines Programmes es zukünftig mög-
lich sein wird, die Jahresabschlüsse schneller zu erstellen. Das Verfahren wurde mit der 
Kommunalaufsicht abgestimmt. Die deutlich reduzierten Jahresabschlüsse ermöglichen 
es, die Rückstände zeitnah abzuarbeiten. 
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7. Anfragen 

  
 

• Ausschussmitglied Stephanie Steichele-Guntrum fragt nach einem halbjährlichen 
Kontrollbericht. Dieser wird durch den Vorsitzenden zugesichert. 

 

• Ausschussmitglied Raimund Darmstadt bittet um Mitteilung, ob der Termin Spatenstich 
Hallenbad noch bestand hat. Dies wird bejaht. 

 

• Ausschussmitglied Lena Knappek fragt nach dem Sachstand Konzept Streaming und 
Fotos. Der Vorsitzende führt aus, dass die Erarbeitung und Vorstellung im Laufe des Spät-
jahres erfolgen wird. 

 
 
 
Nach dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
 
  

Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
  

 
Im nichtöffentlichen Teil der Sitzung wurden keine Beschlüsse gefasst. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Martin Groth 
Bürgermeister 

Reinhold Pfuhl 

  
 
 
 


